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u
Markt
Garmisch-
Partenkirchen

FINANZVERWALTUNG

Vollzue des Baverischen Kommunalabsa (KAG) i- V- m- der Satzunp zur
Erhebune eines Kurbeitraqes (Kurbeitragssatzunq - KBS) und dem Gesetz über

Ordnu nqswidriekeiten (OWiG) :

Bußgeldkataloq zur Kurbeitragssatzunq

Präambel:

Die Erhebung eines Kurbeitrages dient gemäß Art. 7 des Bayerischen Kommunatabgabengesetzes (KAG) der
teilweisen Deckung des Aufwandes des Marktes Garmisch-Partenkirchen für die Herstetlung, Anschaffung,
Erweiterung, Verbesserung, Erneuerung, den Betrieb sowie die Unterhaltung der dem Kur- und
Erhotungswesen sowie dem Fremdenverkehr dienenden öffenttichen Einrichtungen und Veranstattungen.
Hierzu zählen insbesondere touristische lnfrastrukturmaßnahmen, Erholungseinrichtungen, Kur- und
Freizeiteinrichtungen sowie sonstige Leistungen, die den Aufenthalt von Gästen fördern und dem
öffenttichen Fremdenverkehrsinteresse dienen.

Die ordnungsgemäße Erhebung des Kurbeitrages setzt voraus, dass die in der Satzungzur Erhebung eines
Kurbeitrages des Marktes Garmisch-Partenkirchen (Kurbeitragssatzung - KBS) normierten Anzeige-, Melde-,
Aufzeichnungs-, Nachweis-, Auskunfts- und Abführungspflichten vottständig und fristgerecht erfütlt werden.
Verstöße gegen diese Pflichten können zu erheblichen Abgabenausfälten führen und die gteichmäßige
Belastung atler Beitragspftichtigen beeinträchtigen.

Zur Sichersteltung eines rechtmäßigen, einheitlichen und verhältnismäßigen Verwattungsvotlzugs ertässt der
Markt Garmisch-Partenkirchen auf Grundtage des Bayerischen Kommunatabgabengesetzes (KAG), der
geltenden Kurbeitragssatzung sowie des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten (OWiG) den nachstehenden
Bußgetdkatalog als ermessenstenkende Verwaltungsvorschrift f ür die Verfolgung und Ahndung von
Ordnungswidrigkeiten im Zusammenhang mit der Kurbeitragserhebung.

Der Bußgetdkatalog verfolgt insbesondere folgende Ziete

Gewährleistung einer einheitlichen Verwattungspraxis,
Sicherstetlung der Gteichbehandlung vergleichbarer Sachverhatte,
transparente und nachvoltziehbare Bemessung von Getdbußen,
Vermeidun g von Einnahmeausfätten im Ku rbeitragswesen,
Stärkung der ordnungsgemäßen Erfüttung kommunalabgabenrechtticher Pftichten,
Förderung der Rechtssicherheit für Beitragspftichtige und Votlzugsbehörden.

Die festgetegten Bußgetdsätze stetten Regelsätze für gewöhntiche Tatumstände und fahrtässige Verstöße
dar. Bei vorsätzticher Tatbegehung, wiederhotten oder fortgesetzten Pflichtvertetzungen, erheblichem
wirtschafttichem Vorteil oder schwerwiegenden Auswirkungen auf das Beitragsaufkommen kann die
Getdbuße unter Berücksichtigung der Vorgaben des S 17 OWiG angemessen erhöht werden. Ebenso können
bei Vorliegen besonderer Milderungsgründe niedrigere Getdbußen festgesetzt werden.
Die Entscheidung über die Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten erfotgt nach pftichtgemäßem
Ermessen unter Beachtung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit sowie der einschtägigen
kommunatabgaben-, verwattungs- und ordnungswidrigkeitenrechtlichen Vorschriften.
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Teil 1 - Allqemeine Bestimmunqen:

1. Anwendungsbereich:

Dieser Bußgetdkatatog findet Anwendung bei Ordnungswidrigkeiten nach der jeweits geltenden
Kurbeitragssatzung der Marktes Garmisch -Partenki rchen.

2. Zuständige Verwaltungsbehörde:

Zuständige Verwattungsbehörde für die Verfotgung und Ahndung der Ordnungswidrigkeiten ist der Markt
Garmisch-Partenkirchen gemäß ss 35,36Abs. 1 Nr.2 a,Abs.2 oWiG, SS 87Abs. 1 Satz 1, S 88Abs. 1 Satz 1

Nr. 1 Zuständigkeitsverordnung (ZustV), S 37Abs.1 Nr.1 OW|G.

3. Verwarnungsverfahren:

Bei geringfÜgigen Ordnungswidrigkeiten kann ein Verwarnungsgetd nach SS 56 ff. OWiG erhoben werden

4. Zwangsgeld:

Unabhängig von der Einleitung oder Durchführung eines Bußgetdverfahrens können zur Durchsetzung der
sich aus der Kurbeitragssatzung ergebenden Anzeige-, Metde-, Auskunfts-, Nachweis- und Vorlagepftichten
Zwangsgelder nach den Vorschriften des Bayerischen Verwattungszustettungs- und Vollstreckungsgesetzes
(VwZVG) festgesetzt werden. Die Festsetzung eines Zwangsgeldes schtießt die Einteitung eines
Ordnungswidrigkeitenverfahrens nicht aus. Mehrfache Festsetzungen von Zwangsgetdern zur Durchsetzung
fortbestehender Verpf lichtungen btei ben vorbehalten.

5. Nachentrichtung / Nachmeldung

Die Durchführung eines Bußgetdverfahrens sowie die Festsetzung einer Getdbuße lassen die Verpftichtung
zur ordnungsgemäßen Nachmeldung kurbeitragspftichtiger Personen sowie zur votlständigen
Nachentrichtung des hierdurch entgangenen Kurbeitrages unberührt.
Nicht, verspätet oder unvollständig gemetdete kurbeitragspftichtige Personen sind durch den Verpftichteten
eigenverantworttich nachzumelden. Der hierdurch entgangene Kurbeitrag ist zusätzlich in votler Höhe an
den Markt Garmisch-Partenkirchen zu entrichten.
Die Festsetzung, Nachforderung und Erhebung rückständiger Kurbeiträge richtet sich nach den Vorschriften
des Bayerischen Kommunatabgabengesetzes (KAG) in Verbindung mit den entsprechend anwendbaren
Vorschriften derAbgabenordnung (AO), insbesondere über die Festsetzungsverjährung gemäß SS 169 ff. AO
i. V. m. Art. 13 KAG.
Die Nachforderung von Kurbeiträgen kann daher im Rahmen der gesetzlichen Festsetzungsverjährung auch
rückwirkend erfotgen. Weitergehende Ansprüche sowie die Einteitung ordnungswidrigkeiten- oder
strafrechtticher Maßnahmen bteiben hiervon unberührt.

6. Bemessungsgrundsätze:

Die im Bußgetdkatalog genannten Beträge sind Regetsätze.

Bei der Festsetzung der Getdbuße sind insbesondere zu berücksichtigen

das Ausmaß der Pflichtverletzung,
die Dauer und Häufigkeit des Verstoßes,
die Anzahl der betroffenen kurbeitragspftichtigen Personen,
der verursachte Abgabenausfat[,
der Grad des Verschutdens,
wirtschafttiche Vorteile aus dem Verstoß,
die Mitwirkungsbereitschaft des Betroffenen,
voran gegangene gleichartige Verstöße.
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Die Regetsätze getten grundsätzlich je festgestetltem Verstoß. Bei mehreren fehterhaften, unterlassenen
oder verspäteten Metdescheinen kann die Getdbuße je betroffenem Metdeschein gesondert festgesetzt oder
entsprechend erhöht werden. Bei der Ausübung des pftichtgemäßen Ermessens ist der gesetztich

vorgegebene Bußgetdrahmen nach S 17Abs. 1 OWiG zu berücksichtigen. FÜr Ordnungswidrigkeiten nachArt.
15 KAG i. V. m. Art.14 Abs. 1 Satz 1 KAG beträgt die Getdbuße bis zu 10.000 €. Der Gesetzgeber hat damit
einen erheblichen Sanktionsrahmen eröffnet, innerhalb dessen die zuständige Behörde die Getdbuße unter
Berücksichtigung der Umstände des Einzetfatts sowie der in S 17 OWiG niedergetegten
Bußgetdbemessungsgrundsätze festzusetzen hat.
Nach S 17Abs. 1 OWiG beträgt die Mindesthöhe einer Getdbuße 5 €.

Darüber hinaus bestimmt 5 17 Abs. 2 OWiG

,,Droht das Gesetz für vorsötzliches und fohrlössiges Handeln Geldbul3e an, ohne im Höchstmafi zu
unterscheiden, so kann fahrlössiges Handeln im HöchstmalS nur mit der Hölfte des angedrohten
Höchstbetrages der Geldbul\e geahndet werden. "

Da Art. 15 KAG hinsichttich des Bußgetdhöchstmaßes nicht zwischen vorsätzlicher und fahrtässiger
Begehung differenziert, reduziert sich bei fahrtässigem Handeln das zutässige Höchstmaß der Geldbuße
kraft Gesetzes auf 5.000 €. Daraus ergibt sich für fahrtässig begangene Ordnungswidrigkeiten ein
Bußgetdrahmen von 5 € bis 5.000 €, während bei vorsätzticher Begehung ein Bußgetdrahmen von 5 € bis

10.000 € zur Verfügung steht.

Rechtsqrundlage Tatbestand Bußqeldrahmen

5 17Abs. 1 OWiG
Altgemeiner Bußgeldrahmen, soweit das
jeweilige Fachgesetz keinen besonderen
Bußgetdrah men vorsieht

Leichtf ertige Abgabeverkürzung oder
leichtferti ge Erlangun g nicht gerechtfertigter
Abgabevorteite (2. B. Verkürzung des Kurbeitrags)

Ordnungswidrigkeiten nach dem Bundesmelde-
gesetz (2. B. Verstöße gegen die besondere
Metdepfticht nach S 29 BMG)

Art. 15 KAG i. V. m. Art. 14
Abs.lSatzlKAG

S 54 Abs. 3 BMG

5 € bis 1.000 €

bis 10.000 €

bis 1.000 €

Diese gesetzlichen Grenzen markieren den Rahmen, innerhalb dessen der Markt Garmisch-Partenkirchen
sein Entschtießungs- und Auswahlermessen pftichtgemäß auszuüben hat. Die Entscheidung über die
Einteitung eines Bußgeldverfahrens sowie die Festsetzung der konkreten Getdbuße hat sich dabei an den

Umständen des Einzelfalls, insbesondere an der Schwere der Pftichtverletzung, dem Maß des Verschuldens
sowie den wirtschaftlichen Verhältnissen des Betroffenen zu orientieren (5 17 Abs. 3 OWiG).

Die festgelegten Regetsätze gelten regetmäßig für fahr[ässige Pflichtverstöße. Bei vorsätzlicher
Tatbegehung, wiederholten oder fortgesetzten Pf [ichtvertetzungen sowie bei systematischer
Nichtanmetdung kurbeitragspftichtiger Personen kann die Getdbuße unter BerÜcksichtigung des S 17 OWiG

angemessen erhöht werden.
Werden kurbeitragspftichtige Personen vorsätztich, wiederholt oder systematisch nicht angemetdet, ist dies
bei der Bemessung der Getdbuße bußgetderhöhend zu berücksichtigen. Gleiches gitt bei fortgesetzten
Pftichtverletzungen oder bei einem erhebtichen wirtschafttichen Vorteit.
Werden kurbeitragspftichtige Personen vorsätztich, wiederhott oder systematisch nicht angemeldet und

besteht der Verdacht einer vorsätzlichen Abgabenverkürzung oder Abgabenhinterziehung, kann der Markt
Garmisch-Partenkirchen den Vorgang gemäß Art. 14 KAG zur weiteren strafrechtlichen WÜrdigung an die
Staatsanwaltschaft oder die zuständigen Ermittlungsbehörden abgeben.
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Teil 2 - Bußeeldkatalos:

Die nachstehenden Tatbestände und Regetsätze orientieren sich neben der bisherigen Vollzugspraxis des
Marktes Garmisch-Partenkirchen auch an vergteichbaren kommunalen Regetungen im Bereich des
Kurbeitragsrechts, insbesondere an den Votlzugsvorgaben und Bußgetdiegelungen anderer
Tourismusgemeinden im Landkreis Garmisch - Partenki rchen.
Hierbei wurden insbesondere vergteichbare Verstöße hinsichttich verspäteter oder untertassener
Gästeanmeldungen, fehlerhafter Meldedaten, nicht ordnungsgemäßer Metdescheinführung, unvoItständiger
Angaben zu Aufenthaltsdaten sowie Behinderungen von Kontrotlmaßnahmen berücksichtigt.
Ferner wurde berücksichtigt, dass in vergteichbaren kommunalen Bußgetdkatatogen eine Differenzierung
zwischen fahrlässigen bzw. leichtfertigen und vorsätzlichen Verstößen erfotgt sowie Wiederhotungsverstößä
regetmäßig mit erhöhten Bußgeldsätzen geahndet werden.
Die nachfotgenden Regelsätze dienen der Gewährteistung einer sachgerechten, verhältnismäßigen und
regional vergleichbaren Ahndung gleichgetagerter Pflichtverstöße im Bereich des Kurbeitragswesens.
Die Regetsätze beziehen sich grundsätztich auf den jeweitigen Einzelfat[ / Metdeschein beziehungsweise den
jewei [s festgestetlten Verstoß.

Nr Tatbestand Regetsatz (€)

2.1 Entgegen den Bestimmungen
der Kurbeitragssatzung
beitragspflichtige Gäste
nicht, nicht vol[ständig, nicht
richtig oder nicht rechtzeitig
anmetdet oder anzeiqen lässt

100 - 500

2.2 Metdungen über
beitragspf [ichtige Gäste
unvo[tständig oder mit
unzutreffenden Angaben
übermittelt

50 - 300

2.3 Vorgeschriebene
Meldescheine oder sonstige
Aufzeichnungen nach S 29
Abs. 2 Satz 1 Bundesmetde-
gesetz (BMG) nicht führt,
aufbewahrt oder vortegt

100 - 500

2.4 Verei nnahmte Kurbeiträge
nicht, nicht voltständig oder
nicht fristgerecht abführt

200 - 2.500

2.5 Durch unrichtige oder
untertasseneAngaben den
Kurbeitrag verkürzt

't00 - 1.000

2.6 Vereinnahmte Kurbeiträge
vorsätztich zurückbehä[t oder
zweckwidrig verwendet

500 - 5.000

2.7 Auskünfte oder Nachweise
verweigert oder unrichtig
erteilt

100 - 500

2.8 Angeforderte U ntertagen
oder Nachweise nicht oder
verspätet vortegt

100 - 750
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2.9 Kontrotl- oder
Prüfungsmaßnahmen
behindert oder vereitelt

250 - 2.000

2.10 Wiederhott innerhalb von
drei Jahren gegen Melde-
oder Abführun gspf [ichten
verstößt

500 - 5.000

2.11 Sonstige vorsätzliche oder
fahr[ässige Verstöße gegen

die Kurbeitragssatzun g

beqeht

s0 - 2.500
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Teil 3 - Schlussbestimmunqen:

1. Verhältnis zu gesetzlichen Vorschriften:

Weitergehende Vorschriften des Kommunatabgabengesetzes (KAG), der Abgabenordnung (AO), des

Bundesmetdegesetzes (BMG) sowie des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten (OWiG) bleiben unberührt.

2. lnkrafttreten:

Dieser Bußgetdkatalog tritt am 01.08.2026 in Kraft.
Gteichzeitig tritt der bisherige Bußgetdkatatog des Marktes Garmisch-Partenkirchen vom 01.01.2016 außer
Kraft.

Partenki rchen, 29.07 .7026

DanieI Schimmer
Erster Bürgermeister
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